
Bayerischer Landtag 
2. Legislaturperiode 

Tagung 1950/51 

Betr,eff: 

Beilage 6.46 
Antrag 

Rückübereigmmg der Grurndsiücke des 
Raiudgürte1s ,a,e,s Truppenüibungsplatzes 
I-Iohenfols .an die früheren Ei,gerrtümer 

Der Landtag wolle bescliließen: 
1 

Die Staatsregierung wird beauftragt, die 
, Landessiedlung anzuweisen, die Grundstücke 

des Randgürtels des Truppenübungsplatzes 
Hohenfels unter Ausschluß des Platzgebietes, 
soweit sie im Rahmen des Reicl:tsleistungs­
gesetzes enteignet wurden, mögliclist . bald 
ihren ursprünglichen Eigentümern gegen eine 
von Fall zu Fall festzulegende und je nacli 
Leistungsvermögen der einzelnen Betroffenen 
in entsprechenden Jahresraten zu tilgende 
Entschädigungssumme, wieder zuri.ickzui.iber­
eignen. 

Die Staatsregierung wird weiter beauftragt, 
die Landesforstbehörde anzuweisen, Einsclilag 
und Durchforstung der vorbezeiclinet!=!n mit 
Wald bestandenen Grundstücke einzustellen, 
desgleiclien di~ bis in lllas Feldgebiet. herein­
reichenden Aufforstungen zu unterlassen. 

Mi.in c h e n, den 9. Mai 1951 

Dr. Meitinger, 
GaHner, Höllerer, Lanzinger, Lechner Hans, Mergler, 

Ostermeier, Dr. Raß, Reichl, Saukel, Dr. Sturm 
(sämtliclie BP) 

Betr,eff: 

Beilage647 
Antrag 

.Ä.n:d'8l'lJJilg der Ge,sc.häftsordnung bezüglich 
der mündliichen .Anfrag.en 

Der Landtag wolle bescliließen: 

§ 44 Abs. 2 der Gescliäftsordnung soll fol­
genden Wortlaut erhalten: 

Tritt de1~ Landtag zu Vollversammlungen 
zusammen, so soll zweimal in der Woclie je­
weils die erste Stunde eines Sitzungstages zur 
Stellung kurzer mündlicher Anfragen zur Ver­
fügung stehen. Jeder Abgeordnete ist berech­
tigt, solche mündliclien Anfragen an die Staats­
regierung zu richten mit der Maßgabe, daß 
ein Abgeordneter in einer Fragestunde nur 

eine Anfrage stellen kann. Für die Stellung 
einer Frage und ihrer Beantwortung soll in 
der Regel die Zeitspanne von fünf Minuten 
ausreichen. über die Zahl der in einer Frage­
stunde zu erledigenden Fragen und ihre Ver­
teilung auf. .die Fraktionen entsclieidet der 
Präsident. Er ist berechtigt, wegen des Um­
fangs einer Frage und ihrer Beantwortung 
den Fragesteller auf den Weg der Kurzen 
Anfrage gemäß § 45 der Gescliäftsordnung zu 
verweisen. Gegen die Entscheidung des Präsi­
denten ist Beschwerde beim Ältestenrat ztt­

lässig. Der Wortlaut der Anfrage muß reclit­
zeitig d'eni. zuständigen Staatsminister und 
dem Landtagspräsidenten mitgeteilt werden. 
Eine Aussprache über die Antworten der 
Staatsregierung findet nicht statt. 

München, den 9. Mai 1951 

Betr•eff: 

Dr. Hundhammer 
und Fraktion (CSU) 

Beilage 648 

Antrag 

Beseifag„ung des Zücthtigungsrec.htes an den 
Volkesehiulen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Bekanntmachung des Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus vom 5. Juni 19•t6 
(Min.-Amtsbl. Nl'. 4 vom 21. Juni 1946) wird · 
mit sofortig·er Wirkung aufgehoben. 

München, aen 9. Mai 1951 

Haußleiter 
u n d. Fr a kt i o n (DG) 

Beilage649 

Antrag 
Betreff: 
Wi.edereinfüh1,ung der To.desstraf.e bei 
V:ei•brechen .des Mo11d.e<s 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, beim 
Bund auf die Wiedereinführung der Todes­
strafe bei Verbreclien des Mordes hinzu­
wirken. 

München, den 10. Mai 1951 

Seibert (BP) 


